
Begründung

zum Bebauungsplan Nr. 2398 - Scheidtbachstraße -
(gemäßg9Abs.8BauGB)

Planungsanlass/ Städtebauliche Zielsetzung

Städtebauliches Ziel der Aufstellung des Bebauungsplans ist der Ausschluss von (Einzel-) Handels-
betrieben sowie die Vermeidung einer Verschärfung der bestehenden Gemengelagensituation in
einem nach Baunutzungsverordnung einzustufenden Gewerbegebiet ($ 8 BauNVO).

Das Plangebiet charakterisiert sich durch gewerbliche Nutzung z. T. in Großgebäuden und Freiflä-
chen.

Die Zulässigkeit von Vorhaben beurteilt sich nach $ 34 BauGB.

Räumlicher Geltungsbereich

Der Räumliche Geltungsbereich erfolgt unter Berücksichtigung der städtebaulichen Zielsetzung und
bestehender bzw. angrenzender Nutzungen. Nach Prüfung der städtebaulichen Situation zeigt sich
ein Regelungserfordemis ausschließlich für diesen Bereich; hierdurch ausgelöste Konflikte sind
nicht zu erkennen.

Im Osten des Plangebietes werden gegenüber der Planfassung zur zlveiten öffentlichen Auslegung
einige kleinteilig stukturierte Grundstücke aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans herausge-
nommen. Es handelt sich dabei um z.T. gemischt genutzte Grundstückc, fi.ir die weder der Aus-
schluss der vorhandenen Wohnnutzung noch eine Regelung der Einzelhandelsnutzung erforderlich
ist.

Art der Nutzung

Wohnnutzung

Bei dem Bereich Scheidtbachstraße / fuchard-Seiffert-Straße handelt es sich um eine historisch
gewachsene Gemengelage, also eine konfliktträchtige Mischung aus Gewerbe- und wohnnutzun-
gen. Zur Vermeidung einer Verschärfung dieser Gemengelagensituation und damit einer städtebau-
lichen Fehlentwicklung auf der Grundlage von $ 34 BauGB wird die wohnnutzung im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans ausgeschlossen. Ausnahmsweise zulässig sind jedoch behiebszugehörige
Wohnungen (i. S. von g 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO), die dem Gewerbebetrieb in Grundfläche und
Baumasse untergcordnet sind.
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Einzelhandel

In dem nach $ 34 BauGB zu beurteilenden Gewerbegebiet sind derzeit "Gewerbebetriebe aller Art"
zulässig. Hieran zählen auch Einzelhandelsbetriebe, Läden und sönstige Verkaufsflächen.

Das zul Aufstellung anstehendc Gewerbegebiet ist in Bezug auf Einzelhandel ais nicht integrierter
Standort zu bezeichnen.

(Einzel-) Handelsbetriebc und insbesondere deren Agglomerationen an nicht integrierten Standorten,
d. h., außerhalb dcr Zentren gemöß Räumlich-funktionalen Entwicklungskonzept vnd kntrenstudie,
zeigen Magnetwirkung, die zu Umverteilungseffekten in der Kaufkraft führt und sich somit nach-
haltig negativ aufdie gewachsene und geplante verbrauchemahe Versorgungssbuktur in Heidkamp
auswirkt.

Kleine Nachbarschaftsläden, die der wohnungsnahen Versorgung dienen, können dem Konkur-
renzdruck nicht entgegenwirken. Die damit entstandenen Strukturen führen zu einer weithin
anhaltenden Ausdtinnung wohnungsnaher Versorgungsstrukturen und zu einer Vergrößerung
von Wegezeiten. Die Qualität der fußläufig verfügbaren und wohnungsnahen Versorgung redu-
ziert sich erheblich.

Unter Berücksichtigung dieser Aspekte muss es im Interesse einer Gemeinde liegen, nachteili-
gen Auswirkungen aufdie städtebauliche Entwicklung durch planungsrechtliche Mittel zu be-
gegnen und die Errichtung von Einzelhandelsnutzungen in Einklang mit einer geordneten städ-
tebaulichen Entwicklung zu bringen.

D.h., zur Stärkung und Weiterentwicklung der Zenhen sind Einzelhandelsnutzungen auch bei
nicht vorhandener Großflächigkeit an nicht integrierten Standorten - hierzu zählen Gewerbege-
biete nicht zuletzt im Hinblick auf den Trerurungsgrundsatz- grundsätzlich auszuschließen.

Der Ausschluss erlolgt nicht zuletzt unter Berücksichtigung der in Bergisch Gladbach bestehen-
den Gewerbeflächendefizite. Die Nutzung gcwerblicher Bauflächen sollte den Betrieben vorbe-
halten bleiben, die aufgrund ihres Emissionsverhaltens typischerweisc nur in Gewerbe- bzw.
Industriegcbieten zulässig sind.

Ausnahmsweise zulässig bleiben Einzelhandelsbehicbe, Läden und Verkaußstellen, die in funktio-
neller Vcrbindung bzw. direkter räumlicher Zuordnung mit einem Handwerksbetrieb oder produzie-
renden Gewerbebetrieb geführt werden; dies allerdings nur, soweit das angebotene Sortiment aus
eigener Herstellung stammt bzw. in Zusammenhang mit der gewerblichen Tätigkeit steht und der
Betrieb aufgnrnd der von ihm ausgehenden Emissionen typischerweise auch nur in cinern Gewerbe-
und Industdcgebiet zulässig ist.

Die Regelung dient der Standortsicherung derjenigen Betriebe, die aufgrund dcs Betriebskon-
zeptes aufdie Präsentation ihrer Produkte angewiesen sind. Eine wciträumigere Trennung zwi-
schen Produktion und Verkaufl Ausstellung wäre bei dieser Größenordnung nicht vcrtretbar.

Verkaußkioske bleiben lvegen ihrer unmittelbaren "Nahversorgungsftinktion" allgemein zuläs-
sis.
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Druch den Bebauungsplan werden keine Konflikte immissionsschutzrechtlicher, verkehrlicher o.ä. Art ausgelöst. Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung ist nicht anzuwenden.

Ein '14'usweichen" von Handelsnutzungen in andere Baugebiete ist im Stadtgebiet umfirssend
möglich.

Bcstandsschufz

Bestehende, gernäß den Festsetzungen des Bebauungsplanes künfl.ig jedoch nicht mehr :nrlässigc
Nutzungen unterliegen den Regelungen des Bestand..chut o. Unzumutbare Härten sinrl inso.
fem nicht zu erkcnnen.

Kosten für die Stadt
Durch die Auflrebung bzw. Anderung der zullissigen Nutzung verursachte schadensersatzan-
sprüche sind nicht zu erkeruren

Aufgestellt:
Bergisch GIadbach, den 05.05.2006
In Vertretung

Lt l*; ut
Stephan Schmickler
Stadtbaurat
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